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Liebe Leserinnen und Leser

Luzern muss sparen, Luzern geht es 
schlecht, Luzern kann kaum mehr 
seine Leistungen erbringen, Luzern 
ist in der Krise: So kommt es einem 
vor, wenn man die Zeitungen liest. 

Diese sind voll von negativen Schlag-
zeilen, es scheint, als sei der Kanton 
Luzern ein Scherbenhaufen. Doch ist 
das wirklich so? Reden wir den Kan-
ton Luzern nicht einfach schlecht? Im 
Vergleich zu anderen Kantonen kön-
nen wir in vieler Hinsicht stolz sein, 
denn viele unserer Hausaufgaben sind 

gemacht. Gerne gebe ich dazu ein paar 
Beispiele aus meiner persönlichen 
Sicht.

Autonome Gemeinden
Mit «Luzern '99» wurden grundle-
gende Reformen eingeleitet, welche 
die Gemeindestrukturen verschlankt 
haben. Mit der Strukturreform ist im 
Kanton Luzern einiges in Bewegung 
geraten: In vielen Gemeinden hat die 
Stimmbevölkerung Ja gesagt zu einer 
Fusion und in weiteren Gemeinden ist 
man daran, einen Zusammenschluss 
zu prüfen. Daneben wurden mit der 
Aufgaben- und Finanzreform die Auf-
gaben, Kompetenzen und Verantwor-
tungen zwischen dem Kanton Luzern 
und den Gemeinden entflochten und 
der Finanzausgleich grundlegend um-
gebaut. Mit der Reform des Gemeinde-
gesetzes vor einigen Jahren haben die 
Kommunen viel Autonomie gewonnen. 
Heute kann jede Gemeinde, je nach 
politischer Kultur und personeller 
Ausgangslage, ein Geschäftsführermo-
dell, ein Modell mit einem hauptamt-
lichen Gemeinderatsmitglied oder eine 
andere Form der Gemeindeführung 
wählen. Gemeinden sind eigenständig 
im Vollzug ihrer Aufgaben, sei es im 
Alleingang oder in Zusammenarbeit 
mit anderen Gemeinden. So liegen die 

Entscheidungskompetenzen für viele 
öffentlichen Aufgaben auf  der unters-
ten Staatsebene, dies wird einem föde-
ralistischen System gerecht. 

Sanierte Luzerner Pensionskasse 
Die Luzerner Pensionskasse wurde 
um die Jahrtausendwende vollstän-
dig ausfinanziert. Heute steht sie 
ohne Staatsgarantie und mit einem 
Deckungsgrad von 106,3% da. Viele 
andere Kantone müssen diese heraus-
fordernde Hausaufgabe noch lösen. 
Der Kanton Bern beispielsweise hat 
zwei sehr bedeutende Pensionskas-
sen. Beide hatten per Ende 2013 einen 
Deckungsgrad von gut 80%. Deren De-
ckungslücken betrugen damals über 
3,6 Milliarden Franken, was rund der 
Hälfte des Staatshaushaltes des Kan-
tons Bern entspricht. Gegen die Sanie-
rungsvorlage des Kantons Bern wurde 
das Referendum ergriffen. Doch die 
Berner Stimmberechtigten haben im 
Mai 2014 deutlich Ja zur Sanierung 
der Pensionskasse gesagt. Daraus ent-
stehen dem Kanton Bern Neuschulden 
von rund 2,4 Mia. Franken.

Privatisierte  
Luzerner Kantonalbank
Viele Kantone müssen sich auf  politi-
scher Ebene mit Fragestellungen rund 

um ihre Kantonalbanken beschäfti-
gen. Im Kanton Zürich beispielsweise 
beabsichtigte die Kantonalbank ZKB, 
Partizipationsscheine auszugeben und 
das Dotationskapital (Eigenkapital) zu 
erhöhen. Doch der Kantonsrat wertete 
dies als ersten Schritt Richtung «Pri-
vatisierung», was eine Mehrheit klar 
ablehnte. Der Zürcher Kantonsrat hat 
beschlossen, der ZKB mehr an Dota-
tionskapital zu gewähren. Aber weit 
weniger als die 2 Milliarden, welche die 
ZKB-Führung gefordert hatte. Darüber 
hinaus hat der Kantonsrat entschie-
den, die Bank bei ihren ausserzürcheri-
schen Aktivitäten an die kürzere Leine 
zu nehmen. 

Die Luzerner Kantonalbank wurde im 
Jahr 2000 teilprivatisiert. Seither ist 
der Kanton Luzern verpflichtet, min-
destens 51% «seiner Bank» im Besitz zu 
halten. Gegenwärtig hält der Kanton 
über 60% am Aktienkapital der LUKB. 
Die Bank kann eigenständig, unabhän-
gig und unternehmerisch handeln. Die 
Politik versucht zwar, ab und zu in die 
operative Führung der LUKB einzu-
greifen – beispielsweise wenn es um die 
Entschädigungen der Geschäftsleitung 
geht – doch aufgrund der geregelten 
Corporate Governance ist dies gar 
nicht mehr möglich.

Vorbereitet auf 
Unternehmenssteuerreform III
Die Unternehmenssteuerreform III soll 
der unterschiedlichen Besteuerung in- 
und ausländischer Unternehmensgewin-
ne durch die Kantone ein Ende setzen. 
Die Schweiz steht unter hohem Druck 
der EU: Wir müssen international 
schädliche Steuerpraktiken abschaffen. 
Der Bund hat einen Vorschlag unter-
breitet, wie dies geschehen soll und im 
September 2014 die Vernehmlassung zur 
Unternehmenssteuerreform III eröffnet. 
Die vorgeschlagene Stossrichtung wird 
auch auf  den Kanton Luzern einen gros
sen Einfluss haben. Mit den auf  2010 
und 2012 vorgenommenen Senkungen 
der Gewinnsteuer hat der Kanton Lu-
zern bereits eine vom Bund vorgesehene 
Massnahme vorweggenommen. Dieser 
Vorteil, den sich Luzern erarbeitet hat, 
muss auf  jeden Fall erhalten werden.

Wir sollten den Kanton Luzern nicht 
schlechtreden und immer nur die Prob
leme in den Vordergrund stellen. Wir 
stehen auf  finanziell gesunden Beinen. 
Die strenge Schuldenbremse zwingt 
uns gegenwärtig, den Gürtel enger zu 
schnallen. Doch viele der grossen The-
men, welche in anderen Kantonen noch 
zu lösen sind, haben wir hinter uns. 
Seien wir froh darüber!

Yvonne Hunkeler 
CVP, Grosswangen

Wir sollten den 
Kanton Luzern 
nicht schlechtreden

Brief

aus dem Kantonsrat

anno dazumal
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Leserbriefe

Die Gold-Initiative  
ist unsinnig und gefährlich
Den Franken schützen, die Preise stabil 
halten und gute Bedingungen für un-
sere Wirtschaft schaffen: So lautet der 
Auftrag der Schweizerischen National-
bank (SNB), den sie zuverlässig, erfolg-
reich und unabhängig erfüllt. Diese Un-
abhängigkeit ist nun in Gefahr. Grund 
dafür ist die Gold-Initiative, über wel-
che wir am 30. November abstimmen 
werden. Diese verlangt, dass die Natio-
nalbank künftig mindestens 20 Prozent 
ihres Vermögens in Gold anlegen muss. 
Ausserdem soll die SNB in Zukunft nie 
wieder auch nur ein Gramm des Edel-
metalls verkaufen dürfen. Diese Forde-
rung macht keinen Sinn mehr und ba-
siert auf  einer rückwärtsgerichteten, 
ja nostalgischen Betrachtungsweise der 
Absicherung unserer Währung. Frü-
her galt Gold tatsächlich als Anker für 
eine stabile Geldpolitik – doch diese Zei-
ten sind vorbei. Zudem, was nützt eine 
Reserve, wenn man diese auch im Not-

fall nicht antasten darf ! Der Goldpreis 
unterliegt heftigen Schwankungen, das 
Verlustrisiko ist gross. Bei einem Ja zur 
Gold-Initiative müsste die SNB auf  ei-
nen Schlag für 65 Milliarden Gold kau-
fen, um die verlangten 20 Prozent zu 
erreichen. Im Extremfall könnte der 
20-Prozent-Zwang dazu führen, dass die 
Aktivseite der SNB-Bilanz irgendwann 
mehrheitlich aus unverkäuflichem Gold 
bestehen würde. Wenn wir unserer Na-
tionalbank derart enge Schranken auf-
erlegen, nehmen wir ihr jegliche Hand-
lungsfreiheit. Nicht nur die Wirtschaft 
und die Gewerkschaften, sondern auch 
eine deutliche Mehrheit des Parlaments 
sind sich deshalb einig: Die Gold-Initia-
tive gilt es entschieden abzulehnen. Die-
se Haltung werde ich unterstützen und 
die Initiative ablehnen.

Urs Marti, Unternehmer 
und Kantonsrat CVP, Zell

Dienstleistung schafft sich ab
In Willisau hat die Post am 10. Novem-
ver das neue Domizil am Bahnhofplatz 
eröffnet (vorher Bahnhofstrasse, 200 
Meter weiter). Die Kundschaft erwar-
ten helle, grosszügige, freundliche und 
moderne Räumlichkeiten. Das Angebot 
an Süssigkeiten und Reiseartikeln um-
fangreicher und wunderschön präsen-
tiert. Sogar die Mitarbeiter dürfen am 
Morgen eine Stunde länger schlafen. 
Man öffnet neu um 8.30 Uhr (vorher 
7.30 Uhr).

Seit dem 10. November ist es nun 
aber so, dass für eingeschriebene Sen-
dungen, Pakete, Postlagersendungen 
etc., für die ein Abholschein im Post-
fach hinterlegt wird, eine Abholung bei 
der hellen, grosszügigen, freundlichen 
und modernen Poststelle nicht mehr 
«vorgesehen» ist. Die Kundschaft hat 
neu pro Tag genau 75 Minuten Gelegen-
heit, die genannten Sendungen am Hin-
tereingang der alten Post abzuholen. 

(Fünfundsiebzig Minuten = 7.30 – 8.15 
und 13.30 – 14.00 Uhr).

Ich habe mehrmals bei der Post-
stelle bei verschiedenen Mitarbeitern 
nachgefragt, weil ich diese kundenun-
freundliche Abfertigung nicht verstan-
den habe. Schliesslich habe ich mit 
einem Mitarbeiter der PostMail, Brief-
zustellregion Sursee, telefoniert. Der 
Herr hat mir die «Geschichte» nicht 
wirklich abgenommen: «Das kann doch 
gar nicht sein. Das glaube ich nicht. 
Dort frage ich nachher einmal nach, 
was das zu bedeuten hat.»

Leider ist es so und es ist leider 
keine Übergangslösung, wie man mir 
auf  Anfrage mitgeteilt hat. Ich ver-
stehe es nicht – verstehen Sie es? Post 
Willisau – eine Dienstleistung schafft 
sich ab!

Olaf  Borchert, 
Münzen Borchert, Willisau

Wir wollen nicht von Brüssel 
bevormundet sein
Die Schweiz hat es dank ihren seit 
Jahrhunderten gepflegten Tugenden 
sowie ihren Werten wie Unabhängig-
keit, Freiheit, direkte Demokratie, Fö-
deralismus und Neutralität zu grossem 
Wohlstand gebracht. Die Schweiz ist 
damit zu einem der wettbewerbsfähigs-
ten Standorte der Welt geworden. Und 
dies, nachdem die vereinte Polit-, Wis-
senschaft- und Wirtschaftselite nach 
dem EWR-Nein schon einmal den wirt-
schaftlichen Niedergang vorausgesagt 
hat.

Heute, über 20 Jahre später, stehen 
wir in einer sehr ähnlichen Situation. 
Die Schweiz ist drauf  und dran, die be-
währten Werte, die uns positiv von an-
deren Ländern unterscheidet und für 
die wir respektiert oder gar bewundert 
werden, gezielt zu demontieren. Für 
die SVP stehen drei Themen im Zent-
rum:

1. Selbstbestimmmung: Kein schlei-
chender EU-Beitritt. Der Bundesrat 
hat seine Verhandlungen über die ins
titutionelle Anbindung an die EU so-
fort abzubrechen, ansonsten wir die-
ses Vorhaben mit allen zur Verfügung 

stehenden Mitteln bekämpfen werden. 
Ergänzend dazu müssen wir sicherstel-
len, dass künftig Schweizer Recht wie-
der Vorrang vor fremdem Recht hat. 
Die SVP muss die direkte Demokratie 
stärken und sicherstellen, dass ange-
nommene Volksabstimmungen wieder 
umgesetzt werden.

2. Umsetzung einer griffigen Auslän-
derpolitik: Sowohl die Ausschaffungs-
initiative wie auch die Masseneinwan-
derungsinitiative müssen durchgesetzt 
werden. Gleichzeitig müssen wir das 
ausufernde Asylwesen noch konse-
quenter angehen und die vielen Miss-
bräuche offenlegen und bekämpfen.

3. Stopp der kontinuierlichen Erhö-
hung von Steuern, Abgaben und Ge-
bühren: Da in der Politik die Bereit-
schaft fehlt, die Ausgabenexplosion 
in den Griff zu bekommen, werden die 
Steuern, Abgaben und Gebühren er-
höht. Die Pläne des Bundes lassen den 
Mehrwertsteuersatz schon bald auf  
10,5 Prozent explodieren. Die Zeche 
zahlt insbesondere der Mittelstand. 

Hans Kuoni, SVP Hergiswil

Abschottung bedeu-
tet Totalschaden
Sollen wir die Zuwanderung verbieten, 
um «die natürlichen Lebensgrundla-
gen» zu erhalten? Das Ecopop-Rezept 
wäre hoch wirksam, aber sicher nicht 
so, wie es sich die Initianten ausmalen. 
In Mitleidenschaft gezogen würden die 
wirtschaftlichen Lebensgrundlagen der 
Schweiz. Es käme nicht nur zu einem 
Mangel an Fachkräften, sondern auch 
an Zahlern in die Sozialwerke. Die Natur 
aber hätte wenig von unserer Abschot-
tung. Produziert würde anderswo. Und 
die Schweiz geriete selbstverschuldet in 
eine Rezession. Abschottung kann in ei-
ner auf  Mobilität und Kommunikation 
basierenden Gesellschaft keine Lösung 
sein. Sie bewirkt eine Lähmung und zer-
stört unsere Fähigkeit, als Gesellschaft 
Lösungen für ökologische und soziale 
Probleme zu finden.

Romy Odoni, Kantonsrätin FDP, Rain


